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Bericht 

des Ausschusses für Wahlprüfung, Immunität 
und Geschäftsordnung 
(1. Ausschuß) 

— Wahlprüfungsangelegenheiten — 

über den Wahleinspruch des Heinz Neubert, Amster- 
dam, Postanschrift Düsseldorf, gegen die Gültigkeit 
der Wahl zum 6. Deutschen Bundestag vom 28. Sep- 
tember 1969 

— Az. 22/69 — 


Berichterstatter: 

Abgeordneter Sdroettle 


Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle die aus der Anlage ersichtliche Entschei- 
dung treffen. 


Bonn, den 29. Januar 1970 


Der Ausschuß für Wahlprüfung, 
Immunität und Geschäftsordnung 

Sdioettle 

Vorsitzender und Berichterstatter 


Budidruckerei P. Meier, 5201 St. Augustin-Buisdorf, Tel. (02241) 6 27 46 
Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. (0 22 29) 6 35 51 
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Beschluß 


In der Wahlanfechtungssache — Az. 22/69 — Heinz 
Neubert, Amsterdam, Postanschrift Düsseldorf, 
Postlagerkarte A 055 126, 

gegen die Gültigkeit der Wahl zum 6. Deutschen 


Bundestag vom 28. September 1969 

hat der Deutsche Bundestag in seiner Sitzung 

am beschlossen: 


Der Wahleinspruch wird zurückgewiesen. 


Tatbestand 

1. Mit Schreiben vom 3. Oktober 1969 hat der Ein- 
spruchsführer von Amsterdam aus Einspruch ge- 
gen die Gültigkeit der Wahl zum 6. Deutschen 
Bundestag eingelegt. 

Der Einspruchsführer behauptet, deutscher Na- 
„ tionalität und am 26. April 1906 in Kassel gebo- 
ren zu sein. Als Anschrift führt er Düsseldorf, 
Postlagerkarte A 055 126 an. 

In seinem Schreiben erklärt er, die Begründung 
seines Einspruchs sei sehr umfangreich und 
werde nachgereicht, sobald er eine Eingangsbe- 
stätigung seines Einspruchs erhalten habe. 

Mit Schreiben vom 12. November 1969 wurde 
der Eingang des Wahleinspruchs an die angege- 
bene Adresse bestätigt und um Mitteilung ge- 
beten, wo der Einspruchsführer polizeilich ge- 
meldet ist. 

Da der Einspruchsführer bis zum 18. Januar 1970 
keine Begründung nachgereicht hatte, wurde ihm 
mit Schreiben vom 19. Januar 1970 gemäß § 6 
Abs. 1 a Nr. 2 WPG vom Vorsitzenden eine Frist 
bis zum 28. Januar 1970 zur Nachreichung der 
Begründung gesetzt und erneut gebeten mitzu- 
teilen, wo er polizeilich gemeldet ist. 

Innerhalb dieser Frist hat der Einspruchsführer 
keine Begründung zu seinem Wahleinspruch 
nachgereicht. 


2. Der Ausschuß hat nach Prüfung der Sach- und 
Rechtslage beschlossen, gemäß § 6 Abs. 1 a Nr. 3 
des Wahlprüfungsgesetzes (WPG) von der An- 
beraumung einer öffentlichen mündlichen Ver- 
handlung Abstand zu nehmen. 


Entscheidungsgründe 

Der Einspruch ist form- und fristgerecht beim Deut- 
schen Bundestag eingegangen, jedoch wegen fehlen- 
der Begründung offensichtlich unbegründet. 

Gemäß § 2 Abs. 3 WPG ist der Einspruch schriftlich 
beim Deutschen Bundestag einzureichen und zu be- 
gründen. 

Der Ausschußvorsitzende hat nach § 6 Abs. 1 a 
Nr. 2 WPG die Möglichkeit, dem Einspruchsführer 
eine Frist zu setzen, wenn der Einspruch den Vor- 
schriften des § 2 Abs. 3 WPG nicht entspricht. 

Auf die gemäß dieser Vorschrift erfolgte Fristset- 
zung — bis 28. Januar 1970 — hat der Einspruchs- 
führer nicht geantwortet, weshalb sein Einspruch 
gemäß § 6 Abs. 1 a Nr. 2 und 3 als offensichtlich un- 
begründet zurückzuweisen war. 


Rechtsmittelbelehrung 

Gegen diesen Beschluß kann gemäß § 48 des Geset- 
zes über das Bundesverfassungsgericht vom 12. 
März 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 243), der als Anlage 
beigefügt ist, unter den dort genannten Vorausset- 
zungen Beschwerde beim Bundesverfassungsgericht 
erhoben werden. Sie muß binnen eines Monats seit 
der Beschlußfassung des Deutschen Bundestages 

— — beim Bundesverfassungsgericht 

eingegangen sein. 
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